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B runo M olito r

Linsengericht

Es ist schon schlimm, was die 
amtierende Bundesregierung 

der Bevölkerung zumutet. So auch 
jetzt im Verhältnis zur DDR mit der 
neuen Swingregelung. Erst mußte 
die Regierung eine schwere 
Schlappe in ihrer „Deutschlandpoli
tik“ hinnehmen, als die Machthaber 
in Pankow aus heiterem Himmel 
und beschworene Abmachungen 
souverän brechend Ende 1980 den 
Zwangsumtausch auf das Doppelte 
erhöhten -  daß sie die Sache erst 
kurz nach den damaligen Bundes
tagswahlen bekanntgaben, spricht 
für ihr politisches Feingefühl. Dann 
reagierte die Regierung mit Empö
rung; der einseitige Akt müsse korri
giert werden, ehe es neue Abreden 
etwa über den demnächst auslau
fenden Swing geben könne. Und 
nach langatmigen Verhandlungen 
steht nun am Ende eine erneute 
Niederlage der Bundesregierung, 
die man verständlicherweise mög
lichst schonend an einem Freitag
nachmittag dem sonnenbadenden 
Publikum mitteilte. Von einer Zu
rücknahme des Zwangsumtau
sches, der im Verkehr zwischen zi
vilisierten Ländern ohnehin eine 
Unverfrorenheit darstellf, war keine 
Rede; die Verlängerung des zinslo
sen Überziehungskredites wurde 
gegen ein Linsengericht an Zuge

ständnissen der DDR-Führung ver
schenkt.

Oder wie soll man es anders nen
nen, wenn Besucher von Ost-Berlin 
ihren bezahlten Aufenthalt um sage 
und schreibe 120 Minuten verlän
gern dürfen? An Hohn grenzt die 
Zusage, daß illegale Republikflücht
linge (vordem  1. 1. 1981) „grund
sätzlich“ Besuchsreisen zu ihren 
dortgebliebenen Verwandten be
antragen dürfen. Was von einem 
solchen „Grundsätzlich“ im kom
munistischen Machtbereich zu hal
ten ist, weiß man aus Erfahrung: Die 
jüngsten Beispiele von Einreisever
weigerungen seitens der DDR-Be- 
hörden gegenüber CDU-Politikern 
sprechen für sich. Überdies: jeder 
vernünftige Sterbliche, der von die
ser speziellen Zusage hört, nimmt 
natürlich an, daß die weitaus zahl
reicheren ehemaligen DDR-Be- 
wohner, die legal nach dem W e -' 
sten übersiedelten, die DDR rei
bungslos besuchen dürften. Aber 
das ist gerade nicht der Fall, sie 
werden bestraft; an dieser Unge
rechtigkeit hat Bonn nichts zu än
dern vermocht. Und was die be
scheidene Verbesserung des 
„Sperrkonten-Transfers“ betrifft -  
auch er ein Unikum zwischen Län
dern. die sich nicht in einem kriegs
ähnlichen Zustand befinden - ,  so ist 
es kein Geheimnis, daß die kleinen 
Summen, die Rentnern bei uns aus 
ihren östlichen Konten zufließen 
dürfen, faktisch aus bundesrepubli
kanischen Steuermitteln stammen. 
Wenn derartige Zugeständnisse 
bereits als diplomatische Erfolge 
verbucht werden sollen, fragt man 
sich unwillkürlich, ob wir die richti
gen Ostunterhändler haben oder ob 
wir die einschlägige Bürokratie nicht 
rigoros einschränken können.

Es ist hohe Zeit, das politische 
Versteckspiel aufzugeben und der 
Bevölkerung reinen Wein darüber 
einzuschenken, daß sich beim Ver
halten sozialistischer Regime alles 
und jedes um den wirtschaftlichen 
und, damit verbunden, um den 
machtpolitischen Aspekt dreht. Da

her auch die Verknüpfung von hu
manitären Erleichterungen mit geld- 
werten Leistungen, die für unser 
westliches Empfinden etwas Wider
liches hat. Aber wenn man sich 
schon auf ein solches Verfahren 
einläßt, dann muß man auch die 
ökonomischen Trümpfe ausspie
len, die man besitzt. Nicht die Bun
desrepublik bedarf für ihren Handel 
eines Überziehungskredites, das 
Interesse liegt allein auf der DDR- 
Seite mit ihren chronischen Wirt
schaftsschwierigkeiten, was schon 
die ganze Unehrlichkeit der Be
zeichnung „Sw ing“ zeigt. Ost-Berlin 
steht inzwischen beim Westen mit 
rund 12 Mrd. S in der Kreide, und 
diese Schulden sind überwiegend 
kurzfristiger Natur. Das ergibt eine 
drückende Last, die letztlich nur 
durch Exporte, genauer: durch Ex-' 
portüberschüsse abzutragen ist.' 
Aber dies stellt sich angesichts der 
typischerweise niedrigen und offen
bar noch rückläufigen Produktivität 
der Ost-Wirtschaft als zunehmend 
schwierig heraus, zumal die DDR 
zur Zeit auch noch von ihren Gome- 
con-Partnern rabiat in die Pflicht ge
nommen wird. Bei solch einem De
saster ist ein Swingkredit von 600 
Mill. DM und mehr schon für sich ge
nommen ein Geschenk des Him
mels, und das verstärkt, weil er zins
los gegeben wird, wodurch man 
jährlich rund 70 Mill. DM-Devisen 
einspart. Noch wertvoller dürfte der 
DDR jedoch gewesen sein, der Ge
fahr einer abbröckelnden Kredit
würdigkeit zu entgehen, für die eine 
namhafte Reduzierung des Swing 
westweit als Signal hätte wirken 
können.

Die Bundesregierung jedenfalls 
hat jetzt eine wichtige Chance ohne 
Not vertan. Und es ist schwer ver
zeihlich, daß sie sich dazu noch zu 
einer Swingabsprache bis 1985 ver
stand. Nichts stand einer kurzfristi
gen Übergangsregelung im Wege. 
Sie hätte ihr (oder ihrer Nachfolge
rin) die Möglichkeit offengehalten, 
neu zu verhandeln, wenn die DDR 
mehr bieten kann, will oder muß.
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